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Das Ziel eines ausgeglichenen Haushalts in den nächsten zwei Jahren zu ver-
wirklichen, ist kein Selbstzweck, sondern eine große Herausforderung. Die Be-
gründungen für diese Maßnahmen lassen sich in vier Aspekte gliedern:
1. Der Abbau der Neuverschuldung verringert mittelfristig den Aufwand für

Zinszahlungen und erweitert damit den Budgetspielraum für künftige Aufga-
ben. Die Senkung der Zinsaufwendungen entlastet zudem die jüngere Gene-

ZIELE EINES AUSGEGLICHENEN BUDGETS
ration und entschärft die Probleme, die sich aus dem Generationenvertrag
und dem wachsenden Anteil der älteren Bevölkerung für künftige Haushalte
ergeben werden.

2. Ein ausgeglichenes Budget stärkt die Kreditwürdigkeit Österreichs auf den
internationalen Finanzmärkten und festigt die ausgezeichnete Bonitätsbeur-
teilung. 

3. Die Verringerung des Budgetdefizits schafft den erforderlichen Spielraum für
die künftige Steuerpolitik und die notwendigen Strukturanpassungen im Steu-
ersystem. Ein ausgeglichener Haushalt dämpft den Druck der Budgetpolitik
auf die Steuerpolitik. 

4. Ein ausgeglichenes Budget stärkt die Wettbewerbsfähigkeit der österreichi-
schen Wirtschaft, weil es Spielraum für Maßnahmen zur Förderung der For-
schung und Ausbildung schafft. 
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MITTELFRISTIGE PERSPEKTIVEN
DER BUDGETPOLITIK
Die österreichische Budgetpolitik ist vom Ziel geprägt, bis zum
Jahr 2002 für den Gesamtstaat einen ausgeglichenen Haushalt
(Nulldefizit) zu erreichen. Im Regierungsprogramm und im Stabi-
litätsprogramm, das im März dieses Jahres vorgelegt wurde, war
für die laufende Legislaturperiode (bis 2003) ein Rückgang der
Neuverschuldung (für den gesamten öffentlichen Sektor) auf
1,3% des BIP vorgesehen. Der Konsolidierungskurs ist daher in
den letzten Monaten deutlich verstärkt worden und im Budget-
programm der Bundesregierung verankert, das gemäß § 12
BHG sechs Monate nach Amtsantritt der neuen Regierung vorzu-
legen war. Österreichs Budgetsaldo würde damit im Jahre 2002
etwa im Mittelfeld der Euro-Staaten liegen. Dieses Ziel bezieht
sich auf alle öffentlichen Haushalte und schließt auch die Länder
und Gemeinden mit ein. Es erfordert daher eine intensive Ko-
operation zwischen den Gebietskörperschaften.

GERHARD LEHNER
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Der vorliegende Beitrag untersucht zunächst, wieweit
der vorläufige Gebarungserfolg 1999 eine tragfähige
Ausgangsbasis für die mittelfristige Budgetpolitik ist, zu-
mal alle Ansätze zum Konsolidierungsbedarf (zunächst)
auf der Grundlage des Budgets 1999 ermittelt wurden.
In der Folge analysiert der Artikel den Voranschlag
2000, der trotz vieler Übergangsmaßnahmen die Basis
für die mittelfristige Budgetkonsolidierung bildet, und
wie die Struktur der Einnahmen und Ausgaben im
Bundeshaushalt dadurch verändert wird. Schließlich
wird beleuchtet, wie die Bestrebungen, ein Nulldefizit zu
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erreichen, die Einnahmen- und Ausgabenquote mittel-
fristig beeinflussen.

Die Budgetpolitik ist gegenwärtig infolge des
Europäischen Stabilitäts- und Wachstums-
paktes stark saldenorientiert.

Die Budgetpolitik ist gegenwärtig infolge des Europäi-
schen Stabilitäts- und Wachstumspaktes stark salden-
orientiert. Daher wird hier zunächst kurz auf die Entwick-

Vorläufiger Gebarungserfolg 1999

Der vorläufige Gebarungserfolg 1999 des Bundes
weist im allgemeinen Haushalt Ausgaben von
787,6 Mrd. S und Einnahmen von 719,4 Mrd. S aus.
Der Abgang beträgt somit 68,2 Mrd. S (2,5% des BIP;
1997 2,7%, 1998 2,5%). Im Vollzug wurden sowohl
die präliminierten Ausgaben (um 20,0 Mrd. S) als
auch die Einnahmen (um 22,0 Mrd. S) spürbar über-
schritten, der Abgang wurde somit leicht verringert. Ein
erheblicher Teil der Mehreinnahmen und -ausgaben
waren Einmalmaßnahmen, die wie eine „Bilanzverlän-
gerung“ wirken und die Budgets der folgenden Jahre
nicht beeinflussen. Die Mehreinnahmen betrafen vor
allem Abrechnungsreste in der Sozialversicherung
(rückersetzte Ausgaben), Einnahmen aus Stückzinsen
und Emissionsgewinnen, Rücklagenentnahmen und
Rückflüsse aus dem EU-Haushalt usw. Diese Einnah-
men fehlen großteils 2000.

Im Ausgleichshaushalt standen 1999 Gesamteinnah-
men von 490,0 Mrd. S Gesamtausgaben von
421,8 Mrd. S gegenüber. Diese Positionen enthalten
auch Transaktionen, die im Zusammenhang mit Kredit-
aufnahmen sonstiger Rechtsträger stehen (ASFINAG,
SCHIG, ÖIAG usw.; Ausgaben insgesamt 1999
65,2 Mrd. S) und gleich hohe Einnahmen erbringen;
sie wirken daher saldenneutral. Ferner umfasst der
Ausgleichshaushalt die Aufnahmen und Tilgungen der
kurzfristigen Transaktionen im Rahmen der Kassenver-
waltung, die ebenfalls weitgehend saldenneutral sind:
Sie erforderten 1999 Ausgaben von 152,4 Mrd. S und
brachten Einnahmen von 152,6 Mrd. S. Diese Kredit-
operationen sind kurzfristig und müssen bis zum
Jahresende ausgeglichen sein. Die Kreditaufnahmen
im Zusammenhang mit der Finanzierung des Budget-
defizits (einschließlich der Währungstauschverträge)
brachten Einnahmen von 272,2 Mrd. S und erforder-
ten Ausgaben von 204,2 Mrd. S.

Voranschlag 2000

Der Bundesvoranschlag für das Jahr 2000 sieht im all-
gemeinen Haushalt Ausgaben von 781,5 Mrd. S und

Einnahmen von 726,8 Mrd. S vor. Der Nettoabgang
beträgt somit 54,6 Mrd. S (1,9% des BIP). Die Defizit-
quote liegt demnach deutlich unter jener der Vorjahre.
Auch im Jahr 2000 werden Aufgaben, die bisher voll
im Bundeshaushalt integriert waren, ausgegliedert.
Das verzerrt die globalen Zuwachsraten der Ausgaben
und Einnahmen. Schließlich haben die Kompetenzän-
derungen zwischen den Ministerien erhebliche Ver-
schiebungen zwischen einzelnen Budgetkapiteln zur
Folge. Als wichtigstes Beispiel kann die Arbeitsmarkt-
verwaltung dienen (die vom Kapitel 15 in das Kapi-
tel 63 überstellt wurde).

Aufgrund der hohen Einmaleffekte im Vorjahr sind die
Ausgaben für 2000 geringer präliminiert als 1999.
Zahlungen an die Pensionsversicherungen, die teils
nicht über das Budget abgewickelt werden, dämpfen
zudem heuer den Bundesbeitrag. Die Senkung der
Ausgaben für 2000 ist daher einerseits durch die über-
höhte Basis 1999, andererseits aber durch Sonderef-
fekte im laufenden Jahr bedingt.

Im Ausgleichshaushalt sind für das Jahr 2000 Aus-
gaben von 496,0 Mrd. S und Einnahmen von
550,7 Mrd. S vorgesehen. Der Überschuss von
54,6 Mrd. S deckt sich mit dem Abgang im allgemei-
nen Haushalt. Ausgaben von 8,3 Mrd. S betreffen die
Finanztransaktionen für die sonstigen Rechtsträger,
280,0 Mrd. S erfolgen im Rahmen der Kassenstärker
und Austrian Treasury Bills. Für die Finanzschuldtrans-
aktionen (einschließlich Währungstauschverträge) sind
Ausgaben von 207,6 Mrd. S vorgesehen. In den Ein-
nahmen sind, wie erwähnt, die Zahlungen der sonsti-
gen Rechtsträger (8,3 Mrd. S) und der Kassenverwal-
tung (280,0 Mrd. S) enthalten. Im Zusammenhang mit
der Finanzschuld sind (im Kapitel 58) Einnahmen von
262,4 Mrd. S präliminiert.

Wie in den Vorjahren ist auch im Jahre 2000 ein Kon-
junkturausgleichshaushalt veranschlagt, der Ausgaben
von 5,1 Mrd. S vorsieht; davon entfallen 2,5 Mrd. S
auf die Stabilisierungsquote und 2,6 Mrd. S auf das
Konjunkturbelebungsprogramm.

Der Bundeshaushalt 1999/2000 im Überblick
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lung der Salden eingegangen. Allerdings dürfen die Ein-
flüsse auf die Ausgaben- und Einnahmenstruktur nicht
unberücksichtigt bleiben, weil sie einerseits mittelfristig
die Budgetentwicklung prägen und andererseits die Auf-
gabenerfüllung des Staates und ihre Finanzierung be-
stimmen. 

Zu unterscheiden ist zwischen den administrativen Salden
und den Salden gemäß dem VGR-Konzept („Maastricht“-
Salden), welche für die internationale Beurteilung maß-
geblich sind. Der administrative Saldo im Bundeshaushalt
hat sich 1999 im Vergleich zu den Jahren 1997/98 leicht
erhöht (1997 67,2 Mrd. S, 1998 66,0 Mrd. S, 1999
68,2 Mrd. S). Der Saldo gemäß VGR war (nach einem
verrechnungsbedingten Anstieg 1998) 1999 mit
64,9 Mrd. S etwas niedriger als der administrative Saldo
und deutlich geringer als 1998 (77,2 Mrd. S). 

Im Bundesvoranschlag 2000 sinkt der administrative
Saldo auf 54,6 Mrd. S. Zu diesem Rückgang tragen aber
Einmalmaßnahmen entscheidend bei, die den VGR-
Saldo nicht beeinflussen, sodass dieser mit 62,0 Mrd. S
deutlich über dem administrativen Saldo liegt und der
Rückgang gegenüber 1999 weniger ausgeprägt ist. Der
VGR-Saldo wird gemäß Bundesvoranschlag im Jahre
2000 2,2% des BIP erreichen (1999 2,4%). 

Die Salden für den Gesamtstaat sind niedriger, weil die
anderen Gebietskörperschaften nicht zuletzt aufgrund
des Konzepts der VGR einen Überschuss aufweisen.
1999 betrug dieser Überschuss etwa 0,3% des BIP, der
Abgang für den Gesamtstaat lag daher bei 2,1% des
BIP (57,4 Mrd. S). Er war damit zwar geringer als 1998
(2,3%), aber höher als 1997 (1,7%). Nach den jüngsten
Daten hat demnach die Budgetkonsolidierung in den
Jahren 1998/99 im Gesamtstaat keine Fortschritte ge-
macht. Das ist nicht nur auf den Bund, sondern auch
auf die anderen Gebietskörperschaften zurückzuführen,
deren Überschuss geringer war als 1997.

Für das Jahr 2000 wird zunächst mit einem Überschuss
der anderen Gebietskörperschaften von 0,5% des BIP
ausgegangen, sodass sich für den Gesamtstaat im lau-
fenden Jahr etwa ein Abgang von 1,6% des BIP ergäbe.

Einen wichtigen Einblick in die Entwicklung des adminis-
trativen Saldos im Bundeshaushalt bietet eine Aufglie-
derung in einzelne Komponenten. Der Saldo der lau-

fenden Transaktionen wies 1999 einen Überschuss 
von 16,9 Mrd. S aus, deutlicher weniger als 1998
(39,6 Mrd. S). Das deutet auf gewisse Strukturprobleme
hin. Im Jahr 2000 wird der Überschuss der laufenden
Transaktionen laut Voranschlag wieder steigen (auf
23,6 Mrd. S), ohne allerdings das hohe Niveau von
1998 zu erreichen. Die Investitionen und Kapitaltrans-
fers des Bundes blieben in den letzten Jahren weit-
gehend konstant. Sie verschlechterten den Saldo 1999
um 85,7 Mrd. S, nur geringfügig mehr als 1998
(85,6 Mrd. S). Für 2000 wird ein Abgang von
84,7 Mrd. S erwartet. 

Der BIP-relevante Saldo ergibt somit 1999 einen Ab-
gang von 68,8 Mrd. S (1998 hingegen 46,0 Mrd. S).
Für das Jahr 2000 sind 61,1 Mrd. S präliminiert. Diese
großen Schwankungen des BIP-relevanten Saldos lassen
vermuten, dass der Bund die Konjunktur 1999 spürbar
gestützt hat und für 2000 ein etwa neutraler Einfluss auf
die Wirtschaftsentwicklung zu erwarten ist.

Deutlich verändern sich die nachfrageunwirksamen
Transaktionen. 1999 trugen diese Komponenten kaum
zur Verbesserung des Saldos bei, sie ergaben einen
Überschuss von 0,6 Mrd. S. 1998 hatten sie hingegen
den Saldo um rund 20 Mrd. S verschlechtert. Gemäß
dem Voranschlag werden sie den administrativen Saldo
2000 um etwa 6,4 Mrd. S verbessern.

Übersicht 1: Der Bundeshaushalt 1998 bis 2000
1998 1999 1999 2000
Erfolg Bundesvor- Vorläufiger Bundesvor-

anschlag Erfolg anschlag
Mrd. S

Allgemeiner Haushalt
Ausgaben 777,6 767,6 787,6 781,5
Einnahmen 711,6 697,4 719,4 726,8

Saldo − 66,0 − 70,1 − 68,2 − 54,6

Ausgleichshaushalt
Ausgaben 342,4 264,1 421,8 496,0
Einnahmen 408,5 334,2 490,0 550,7

Saldo + 66,0 + 70,1 + 68,2 + 54,6

Abbildung 1: Budgetsalden des Bundes

Abbildung 2: „Maastricht“-Saldo des Staates
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Neben der jährlichen Neuverschuldung spielt in der
internationalen Beurteilung der Budgetpolitik auch der
Schuldenstand (und seine Entwicklung) eine wichtige
Rolle. Gemäß dem Europäischen Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt soll die Schuldenquote 60% des BIP nicht
übersteigen. Sie beträgt gegenwärtig in Österreich
65,2%. Eine Reduktion (Veränderung) dieser Quote wird
von zwei Komponenten bestimmt: zum einen vom Ver-
hältnis zwischen der nominellen Wachstumsrate des BIP
und dem durchschnittlichen Zinssatz der Finanzschuld
und zum anderen vom „Primärsaldo“ (dieser wird aus
dem administrativen Saldo durch Abzug der Ausgaben
für Zinsen errechnet).

Wenn der durchschnittliche Zinssatz höher ist als die no-
minelle Wachstumsrate, bedarf es eines Primärüber-
schusses, um die Schuldenquote zu stabilisieren (oder zu
verringern). Auch 2000 bleibt das nominelle Wirt-
schaftswachstum mit 4,8% noch unter dem durchschnitt-
lichen Zinssatz der Finanzschuld (5,4%). Der Primär-
saldo des Bundes betrug 1999 30,7 Mrd. S und wird
2000 gemäß dem Voranschlag auf 49,1 Mrd. S stei-
gen. Das lässt für heuer eine Verringerung der Finanz-
schuldenquote des Bundes erwarten, falls die Bewer-
tungsänderungen neutral wirken.

Die Finanzschuldenquote des Bundes wird
sich heuer verringern.

Das WIFO prognostiziert für das nächste Jahr ein etwas
geringeres nominelles Wachstum des BIP als 2000. Der
durchschnittliche Zinssatz wird vermutlich nicht weiter
sinken (zumindest nicht im Ausmaß der letzten Jahre).
Daher wird auch für das Jahr 2001 ein Primärüber-
schuss erforderlich sein, um die Staatsschuldenquote zu
stabilisieren oder weiter zu senken. 

Eine Zerlegung der Ausgaben und Einnahmen in ein-
zelne Komponenten zeigt, wodurch die Saldenverände-
rung bewirkt wird. 1999 stiegen die Ausgaben des Bun-
des schwächer als das Bruttoinlandsprodukt, die Ausga-
benquote sank auf 28,7% des BIP (1998 29,2%).
Gleichzeitig war jedoch auch die Einnahmenquote rück-
läufig (von 26,7% im Jahr 1998 auf 26,2% 1999), so-

dass die Abschwächung der Ausgabenquote 1999
keine Verbesserung des Saldos zur Folge hatte.

Der Voranschlag 2000 lässt trotz der steuerlichen Maß-
nahmen (Erhöhung der motorbezogenen Versicherungs-
steuer, der Abgabe auf elektrische Energie und der Ta-
baksteuer) einen weiteren Rückgang der Einnahmen-
quote auf 25,2% erkennen, der großteils aus der seit
Jahresbeginn wirksamen Steuerreform und der zweiten
Etappe des „Familienpaketes“ resultiert. Die sonstigen
Einnahmen wachsen ebenfalls schwächer als das nomi-
nelle BIP. Ihre Quote sinkt von 5,2% des BIP (1999) auf
4,9% im Jahre 2000, insbesondere weil verschiedene
Einmalmaßnahmen wegfallen. 

Die Dämpfung des Budgetabgangs im
laufenden Jahr ist großteils durch Ausgaben-
zurückhaltung bedingt.

Die Ausgabenquote geht von 28,7% (1999) auf 27,2%
im Jahre 2000 zurück und trägt daher dazu bei, den
Budgetsaldo zu verbessern. Die Verringerung des Bud-
getabgangs im laufenden Jahr ist deshalb großteils
durch Ausgabenzurückhaltung bedingt. 

Der Rückgang der Ausgabenquote betrifft nahezu alle
Komponenten. Für die Erstellung öffentlicher Leistungen,
die 1998 und 1999 noch 8,6% des BIP erforderte, ist im
Bundesvoranschlag 2000 eine Quote von nur 8,2%
vorgesehen, wobei sowohl der Personalaufwand als
auch die Investitionen gekürzt werden. Die Transfers
(1999 10,6% des BIP, 1998 10,6%) sind im Bundesvor-
anschlag 2000 mit 10,1% angesetzt. Die Quote der Fi-
nanzierungsausgaben verringert sich im Bundesvoran-
schlag 2000 ebenfalls (8,8%, 1999 9,5%), allerdings

Übersicht 2: Komponenten des Budgetsaldos
1998 1999 1999 2000
Erfolg Bundesvor- Vorläufiger Bundesvor-

anschlag Erfolg anschlag
Mrd. S

Saldo laufender Transaktionen +39,6 +12,4 +16,9 + 23,6
Investitionen und Liegenschaftskäufe −10,3 − 8,0 − 8,9 − 2,9
Kapitaltransfers (netto) −75,3 −81,8 −76,8 − 81,8

BIP-relevanter Saldo −46,0 −77,4 −68,8 − 61,1
Saldo vermögenswirksamer Transaktionen − 9,2 + 2,4 − 2,3 − 1,1
Rücklagenzuführung (netto) −10,9 + 4,8 + 2,8 + 7,5

Saldo allgemeiner Haushalt −66,0 −70,1 −68,2 − 54,6
Zinsen (ohne Währungstauschverträge) +93,3 +95,0 +98,9 +103,7
Primärsaldo +27,2 +24,8 +30,7 + 49,1

Übersicht 3: Ausgaben- und Einnahmenquoten
1998 1999 1999 2000
Erfolg Bundesvor- Vorläufiger Bundesvor-

anschlag Erfolg anschlag
In % des Bruttoinlandsproduktes

Ausgaben
Erstellung von Leistungen 8,6 8,4 8,6 8,2

Personalaufwand einschließlich 
Landeslehrer, ohne Post 4,8 4,7 4,9 4,8
Personalaufwand Post 0,6 0,6 0,6 0,6
Laufende Sachausgaben 2,7 2,6 2,7 2,6
Investitionen 0,4 0,4 0,4 0,3
Erwerb von Liegenschaften und 
aktivierungsfähigen Rechten 0,0 0,0 0,0 0,0

Transferausgaben 10,6 10,6 10,6 10,1

Finanzierung 10,0 9,0 9,5 8,8
Zinsen 3,9 3,9 4,0 4,1
Sonstige 6,1 5,2 5,5 4,8

Ausgaben allgemeiner Haushalt, 
bereinigt 29,2 28,0 28,7 27,2

Einnahmen
Steuern (netto) 17,6 17,0 16,7 16,2
Steuerähnliche Einnahmen 4,2 4,1 4,2 4,1
Sonstige 4,9 4,3 5,2 4,9

Einnahmen allgemeiner Haushalt, 
bereinigt 26,7 25,4 26,2 25,2

Saldo − 2,5 − 2,6 − 2,5 − 1,9



BUDGETPOLITIK

WIFO 605MONATSBERICHTE 10/2000

steigen die Zinszahlungen weiter – sie erfordern 2000
4,1% des BIP (1999 4,0%, 1998 3,9%). Die übrigen Fi-
nanzierungsausgaben werden hingegen deutlich schwä-
cher als das BIP ausgeweitet. 

Der Anstieg der Zinsenquote macht die Probleme deut-
lich, die sich aus der Finanzschuld für den Budgetspiel-
raum ergeben, weil der Zinsaufwand kurzfristig durch
budgetäre Maßnahmen nicht beeinflusst werden kann.
Die Steuereinnahmen sind durch die Steuerreform ge-
prägt, die Quote der sonstigen Einnahmen wird durch
geringere Einmalmaßnahmen gedämpft. 

Die Ausgaben und Einnahmen müssen für eine detail-
lierte Untersuchung um die Durchlaufer sowie die Aus-
gaben und Einnahmen der Betriebe bereinigt werden,
weil diese das Bild verzerren. Dabei ist jedoch zu be-
rücksichtigen, dass ab dem Jahre 2000 keine Betriebe
(Gruppe 7) mehr voll im Budget integriert sind. Die
Durchlaufposten spielen jedoch immer noch eine erheb-
liche Rolle1). Die Durchlaufer betrugen 1999
14,8 Mrd. S und sind für das Jahr 2000 mit
14,4 Mrd. S präliminiert.

Insgesamt betragen die so modifizierten Ausgaben
1999 772,4 Mrd. S; für 2000 sind 767,1 Mrd. S veran-
schlagt. Die bereinigten Einnahmen lauten für 1999
704,2 Mrd. S und für 2000 712,4 Mrd. S. Die Salden
werden durch diese Modifikationen nicht beeinflusst.

AUSGABEN FÜR ÖFFENTLICHE
LEISTUNGEN UND TRANSFERS
GEWINNEN AN BEDEUTUNG

Die Struktur der Ausgaben des Bundes verschiebt sich
merklich. Die Erstellung von (öffentlichen) Leistungen,

die lange Zeit an Bedeutung im Bundeshaushalt verlor,
spielt nunmehr wieder eine größere Rolle. Ihr Anteil an
den Gesamtausgaben stieg von 29,4% im Jahre 1998
auf 29,9% im vorläufigen Erfolg 1999 und erhöht sich
weiter auf 30,2% im Bundesvoranschlag 2000. Die
Transferzahlungen gewinnen ebenfalls spürbar an Ge-
wicht (1998 36,4%, 1999 37,0%, 2000 37,3%). Hin-
gegen schränkt der Bund seine Finanzierungsausgaben
merklich ein, ihre Quote sank von 34,3% (1998) auf
33,2% im Jahre 1999; im Voranschlag 2000 setzt sich
diese Tendenz mit einem Rückgang auf 32,5% fort. 

Die seit längerem bestehende Tendenz, dass der Bun-
deshaushalt immer mehr zu einem Finanzierungshaus-
halt wird, der die Aufgaben anderer Rechtsträger oder
Unternehmungen (mit-)finanziert, konnte offenbar in
den Jahren 1999 und 2000 gestoppt werden. Dennoch
klaffen Aufgabenerfüllung und -finanzierung im öffent-
lichen Sektor noch immer erheblich auseinander: Der
Bund verschuldet sich zugunsten anderer Träger öffent-
lichen Rechts in bedeutendem Ausmaß.

Für die Erstellung öffentlicher Leistungen wandte der
Bund 1999 230,6 Mrd. S auf, um 3,1% mehr als 1998.
Für 2000 sind 231,7 Mrd. S geplant (+0,5% gegen-
über dem Vorjahr). 1999 weitete der Bund seine Leistun-
gen somit real aus. Im laufenden Jahr reicht die Zu-
wachsrate hingegen nicht aus, um die Preissteigerungen
auszugleichen, gegenüber 1999 ist mit einem realen
Rückgang zu rechnen. Die Schwerpunkte der Erstellung
der öffentlichen Leistungen durch den Bund liegen in
den Bereichen äußere und innere Sicherheit, Bildung
(Schulen, Universitäten) und teils in der allgemeinen
Verwaltung.

Die Ausgaben für Leistungen umfassen den Personalauf-
wand (für die aktiven Bundesbediensteten), die Aufwen-
dungen für die laufenden Käufe von Gütern und Leis-
tungen, die Investitionen und die Ausgaben für Liegen-
schaftskäufe. Die Erstellung öffentlicher Leistungen ist
sehr personalintensiv: Auf den Personalaufwand (ein-
schließlich Landeslehrer) entfallen fast zwei Drittel der
Aufwendungen. Allerdings umfasst diese Summe auch
die Personalausgaben für Postbeamte (16,3 Mrd. S), die

Übersicht 4: Modifizierte Ausgaben und Einnahmen des
Bundes

1998 1999 1999 2000
Erfolg Bundesvor- Vorläufiger Bundesvor-

anschlag Erfolg anschlag
Mrd. S

Ausgaben allgemeiner Haushalt 777,6 767,6 787,6 781,5
− Ausgaben der Betriebe − 3,1 − 1,9 − 2,1
− Durchlaufer − 14,7 − 13,5 − 14,8 − 14,4
+ Abgänge der Betriebe + 2,3 + 1,5 + 1,7

Bereinigte Ausgaben 762,1 753,6 772,4 767,1

Einnahmen allgemeiner Haushalt 711,6 697,4 719,4 726,8
− Einnahmen der Betriebe − 0,8 − 0,4 − 0,5
− Durchlaufer − 14,7 − 13,5 − 14,8 − 14,4
+ Überschüsse der Betriebe

Bereinigte Einnahmen 696,1 683,5 704,2 712,4

Saldo − 66,0 − 70,1 − 68,2 − 54,6

1) Bestimmte Ausgaben und Einnahmen werden im Bundeshaushalt
doppelt verrechnet und blähen damit das Budgetvolumen auf. Als
Beispiel kann insbesondere die teilweise Finanzierung des Karenzgel-
des aus dem Familienlastenausgleichsfonds dienen: Diese Einnahmen
sind sowohl im Kapitel 19 (Familienlastenausgleichsfonds) als auch
im Kapitel 63 (Soziales, früher Kapitel 15) enthalten, und auch die
Ausgaben finden sich in beiden Kapiteln.

Übersicht 5: Ausgaben in ökonomischer Gliederung
1998 1999 1999 2000
Erfolg Bundesvor- Vorläufiger Bundesvor-

anschlag Erfolg anschlag
Mrd. S

Erstellung von Leistungen 223,7 226,3 230,6 231,7
Transfers 277,3 284,8 285,6 286,4
Finanzierung 261,1 242,5 256,2 249,0

Insgesamt 762,1 753,6 772,4 767,1

In % der Gesamtausgaben

Erstellung von Leistungen 29,4 30,0 29,9 30,2
Transfers 36,4 37,8 37,0 37,3
Finanzierung 34,3 32,2 33,2 32,5

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0
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jedoch dem Bund von der Post vollständig vergütet wer-
den und daher saldenneutral wirken. Diese Position
stagniert, weil davon nur die Gehälter jener Beamten
betroffen sind, die bereits vor der Ausgliederung in die-
sem Unternehmen beschäftigt waren.

Der öffentliche Personalaufwand stieg 1999 merklich,
der Voranschlag wurde im Vollzug deutlich überschrit-
ten. Die Zuwachsrate (ohne Postbedienstete, aber ein-
schließlich Landeslehrer) lag mit 4,8% beträchtlich über
dem Anstieg der Lohn- und Gehaltssumme in der Ge-
samtwirtschaft. Da die Zahl der öffentlich Bediensteten
kaum stärker stieg als die Beschäftigung in der Privat-
wirtschaft, dürften die Pro-Kopf-Löhne und -Gehälter
kräftiger zugenommen haben. 

Die allgemeine Gehaltsrunde brachte im öffentlichen
Sektor 1999 eine Erhöhung um 2,5%. Der Struktureffekt
und die verschiedenen Nebengebühren bewirkten eine
zusätzliche Erhöhung um annähernd 2% (Nebengebüh-
ren +4,8%). Die Ausgaben für die Landeslehrer wuch-
sen weiter überproportional, sie erforderten im Jahre
1999 mit 37,3 Mrd. S um 5,3% mehr als 1998. Hier ist
der Struktureffekt noch größer als im Bereich der
Bundesbediensteten.

Der Voranschlag für das laufende Jahr rechnet mit ei-
nem geringeren Anstieg des Personalaufwands von nur
gut 2%. Da die allgemeine Gehaltsrunde für den öffent-
lichen Dienst im Durchschnitt eine Erhöhung um 1,6%
brachte, wäre eine deutliche Dämpfung der Lohndrift im
Vergleich zu den Vorjahren erforderlich, um die veran-
schlagten Ausgaben nicht zu überschreiten. Dennoch
dürfte der Zuwachs der Pro-Kopf-Gehälter der Bundes-
bediensteten auch heuer nicht geringer sein als in der
Gesamtwirtschaft. Die Nebengebühren werden gegen-
über dem vorläufigen Gebarungserfolg 1999 weiter
spürbar ausgeweitet, und zwar in Summe um 4,4%. Die
Einhaltung des veranschlagten Personalaufwands setzt
daher ein straffes Personalmanagement voraus. 

Die Personalausgaben für die (aktiven) Landeslehrer
sind mit 38,1 Mrd. S (+2,0%) mit einer merklich gerin-
geren Zuwachsrate veranschlagt als in den Vorjahren
und auch mit einer geringeren Steigerung als die allge-
meine Gehaltsrunde. Die Struktureffekte sollten sich hier

demnach heuer im Vergleich zu den Vorjahren deutlich
abschwächen. 

Die Zunahme des Personalaufwands im Bundesvoran-
schlag 2000 (einschließlich Landeslehrer) deckt sich mit
den ursprünglichen Annahmen über die mittelfristige
Entwicklung. Möglicherweise ist der Personalaufwand
für 2000 aber sehr straff budgetiert.

Die Ausgaben für aktive Bedienstete enthalten darüber
hinaus Zahlungen, die formal im Sachaufwand verbucht
werden. Dazu zählen vor allem Aufwandsentschädigun-
gen und Auslandszulagen. Insgesamt erreichten diese
Aufwendungen 1999 2,3 Mrd. S, sie waren damit um
mehr als 10% geringer als 1998. Vor allem die Auf-
wandsentschädigungen wurden stark eingeschränkt. Für
2000 wird mit gleich hohen Aufwendungen wie 1999
gerechnet (2,3 Mrd. S).

Schließlich sind Zahlungen an Personen zu berücksichti-
gen, die in keinem Dienstverhältnis zum Bund stehen,
aber unmittelbar Leistungen erbringen. Das betrifft etwa
die (externen) Lehrbeauftragten an Universitäten, aber
auch die Obersten Organe sowie verschiedene Werk-
leistungen. Sie erforderten 1999 Ausgaben von insge-
samt 4,6 Mrd. S; für 2000 sind sie etwa gleich hoch
veranschlagt. Diese Zahlungen sind in den laufenden
Sachausgaben enthalten.

Die zweite große Ausgabenkomponente für die Erstel-
lung von Leistungen sind die laufenden Käufe von Gü-
tern und Leistungen. Diese sehr heterogene Gruppe
reicht von den Käufen von Rohstoffen und Handelswa-
ren über die Aufwendungen für Energie, Telefon bis zu
Mieten und Leistungen von Unternehmungen. Der über-
wiegende Teil dieser Aufwendungen sind Ermessensaus-
gaben. Ein Teil dieser Aufwendungen hängt jedoch mit
Finanzierungstransaktionen zusammen, die nur einge-
schränkt der Erstellung von Leistungen dienen2). 

Insgesamt erforderten die laufenden Sachausgaben
1999 72,4 Mrd. S. Dieser Zuwachs von 2,3% gegen-
über dem Vorjahr bedeutet eine reale Ausweitung. Für
das laufende Jahr sind sie mit 72,6 Mrd. S etwa gleich
hoch präliminiert wie 1999. Die Einsparungen betreffen
vor allem die Instandhaltungen und die Landesverteidi-
gung. Die Aufwendungen für Instandhaltungen entspra-
chen 1999 mit 6,5 Mrd. S etwa dem Niveau von 1998
und werden 2000 um 10,2% auf 5,8 Mrd. S gekürzt.
Ähnlich ist für die Sachausgaben in der Landesvertei-
digung nach einem leichten Anstieg 1999 auf
10,8 Mrd. S (+1,8%) für das Jahr 2000 eine Kürzung
auf 10,1 Mrd. S (um 6,8%) geplant. Neben diesen bei-
den wichtigen Komponenten werden auch andere Berei-
che der laufenden Sachausgaben eingeschränkt. Die
Aufwendungen für Mieten wurden etwa nach einem

Übersicht 6: Ausgaben für die Erstellung öffentlicher
Leistungen

1998 1999 1999 2000
Erfolg Bundesvor- Vorläufiger Bundesvor-

anschlag Erfolg anschlag
Mrd. S

Personalaufwand einschließlich 
Landeslehrer, ohne Post 125,5 127,6 131,6 134,7
Personalaufwand Post 16,1 15,9 16,2 16,3
Laufende Sachausgaben 70,8 71,1 72,4 72,6
Investitionen 10,4 10,9 9,5 7,7
Erwerb von Liegenschaften und 
aktivierungsfähigen Rechten 0,9 0,7 0,8 0,5

Insgesamt 223,7 226,3 230,6 231,7

2) Dazu gehören die Aufwendungen für Geldverkehrsspesen, Kursver-
luste usw. Dennoch werden sie hier wie üblich aufgrund des Posten-
verzeichnisses den laufenden Käufen zugerechnet. 
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kräftigen Anstieg in den letzten Jahren schon 1999 nicht
mehr ausgeweitet (6,8 Mrd. S), für das Jahr 2000 ist so-
gar ein Rückgang um 12% auf 6,0 Mrd. S geplant.

Die laufenden Ausgaben für Güter und Leistungen sind,
wie diese Analyse zeigt, deutlich von den Konsolidie-
rungsbemühungen betroffen. Lediglich die Aufwendun-
gen für Geldverkehrsspesen und Kursverluste steigen
kräftig und verzerren das Bild. Sie erforderten 1999
6,35 Mrd. S (4,32 Mrd. S 1998) und sind für 2000 mit
9,25 Mrd. S präliminiert. Diese Aufwendungen stehen
aber in keinem Zusammenhang mit der unmittelbaren
Leistungserstellung und sind daher in die Konsolidie-
rungsbemühungen schwer einzubeziehen.

Eine wichtige Komponente der öffentlichen Ausgaben
sind die Investitionen. Sie waren schon 1999 mit
9,5 Mrd. S um 8,6% niedriger als 1998; für 2000 ist eine
weitere Einschränkung um fast 20% auf 7,7 Mrd. S vorge-
sehen. Bei der Interpretation dieser Entwicklung ist aller-
dings zu berücksichtigen, dass durch Ausgliederungen
und neue Finanzierungsformen die formalen Investitionen
(die der Bund selbst tätigt) stark an Bedeutung verlieren.
Immer mehr Aufgaben für (Hoch-)Bauten werden an die
Bundesimmobiliengesellschaft (BIG) übertragen, die auch
die Investitionen durchzuführen hat, und im Bereich des
hochrangigen Straßennetzes erfüllt die ASFINAG wichtige
Aufgaben. Überdies gewinnt die Leasingfinanzierung an
Bedeutung. Nicht übersehen werden darf aber auch, dass
sich im Zuge von Konsolidierungsmaßnahmen Investitio-
nen besonders für Kürzungen eignen. Der Rückgang der
Investitionen ist noch kein Indiz dafür, dass für die Infra-
struktur in Österreich zuwenig aufgewandt würde. Für
eine solche Beurteilung müssten alle Finanzierungsformen
und Ausgliederungen berücksichtigt werden. Ein entspre-
chender Überblick fehlt allerdings.

Die Einschränkung der Investitionen des Bundes trifft so-
wohl die Bauten als auch die Ausrüstungen. Für die
Bauten ist nach der starken Kürzung 1999 (fast –15%)
nochmals eine Senkung um 5,4% präliminiert. Das um-
fasst vor allem Hochbauten, doch sind hier die Um-
schichtungen zur BIG zu berücksichtigen. Für Straßen
wurde 1999 um 14% weniger aufgewandt als 1998, für
heuer ist hingegen sogar ein leichter Anstieg um 1,9%
präliminiert. 

Sehr spürbar sind die Einschnitte im Bereich der Ausrüs-
tungsinvestitionen. Das gilt sowohl für Maschinen und
Fahrzeuge als auch für die Amtsausstattung. Auch die
Aufwendungen für Liegenschaftskäufe, die 1999 merk-
lich ausgeweitet wurden (+20,6%), werden 2000 wie-
der spürbar eingeschränkt. Sie sind mit 0,42 Mrd. S
präliminiert. 

TRANSFERAUSGABEN STAGNIEREN

Die Transferausgaben dienen großteils der sozialen Si-
cherheit. Insgesamt wandte der Bund 1999 für Transfers

285,6 Mrd. S auf (+3%), real mehr als im Vorjahr. Für
2000 sind diese Ausgaben mit 286,4 Mrd. S nur ge-
ringfügig höher veranschlagt als 1999, daher dürften
sich reale Einbußen ergeben. Die Transfers lassen sich in
vier große Bereiche gliedern: 

1. Alterssicherung,

2. Familienförderung,

3. Arbeitslosenunterstützung (einschließlich Karenzgeld),

4. Pflegesicherung.

Diese vier Komponenten bilden rund 86% der Transfer-
ausgaben. Außerdem enthält die Ausgabengruppe die
Aufwendungen für die Kriegsopferversorgung und eine
Reihe kleinerer Transfers. 

Die Ausgaben für die Alterssicherung umfassen die Zah-
lungen für die Pensionen der Bundesbediensteten und
der Landeslehrer, für die Pensionen der Bahn- und Post-
bediensteten sowie die verschiedenen Zuschüsse zur ge-
setzlichen Pensionsversicherung (einschließlich der
Transfers an den Ausgleichsfonds). Den Ausgaben ste-
hen teilweise Einnahmen aus Pensionsbeiträgen der
Beamten sowie Zahlungen der Bahn und Post gegen-
über.

Insgesamt gab der Bund für die Alterssicherung 1999
brutto 163,1 Mrd. S aus (um 3,7% mehr als 1998). Un-
ter Berücksichtigung der Einnahmen blieb ein Nettoef-
fekt von 144,3 Mrd. S. Im Bundesvoranschlag 2000
sind die Ausgaben brutto mit 160,4 Mrd. S veranschlagt
(netto 141,2 Mrd. S). Der Rückgang ist ausschließlich
auf den Bundesbeitrag zur Pensionsversicherung zurück-
zuführen, der allerdings nur durch Sondermaßnahmen
reduziert werden kann.

Die Ausgaben für die Pensionen der Bundesbediensteten
stiegen 1999 um 4,0% und sind für 2000 mit einer Zu-
wachsrate von 4,2% veranschlagt. Diese Zunahme spie-
gelt einerseits den deutlichen Struktureffekt und anderer-
seits auch die Zunahme der Zahl von Pensionisten wider.
Für 2000 beträgt die allgemeine Pensionserhöhung
knapp 1%. Der Struktureffekt wirkt somit neuerlich kräf-

Übersicht 7: Transferausgaben
1998 1999 1999 2000
Erfolg Bundesvor- Vorläufiger Bundesvor-

anschlag Erfolg anschlag
Mrd. S

Pensionen einschließlich Landeslehrer, 
ohne Post 40,2 43,8 41,8 43,9
Pensionen Post 11,2 11,2 11,3 11,6
Pensionen ÖBB 22,5 22,3 22,9 23,2
Zuschüsse zur Pensionsversicherung1) 83,3 82,7 87,0 81,7
Pflegegeld 16,1 17,2 16,8 17,4
Familienbeihilfen 32,8 35,9 35,8 38,7
Arbeitslosenunterstützung2) 35,5 34,4 34,2 31,5
Kriegsopferversorgung 5,5 5,5 5,2 5,1
Sonstige 30,2 31,7 30,4 33,3

Insgesamt 277,3 284,8 285,6 286,4

1) Einschließlich Ausgleichszulagen und Überweisungen an den Ausgleichsfonds der Pen-
sionsversicherungsträger. – 2) Einschließlich Karenzgeld. 
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tig und spielt für den weiteren Konsolidierungserfolg da-
her eine entscheidende Rolle. Das gilt auch für die Pen-
sionszahlungen für die Landeslehrer – hier deckt der
Bund die Differenz zwischen Pensionsausgaben einer-
seits und den Pensionsbeiträgen andererseits. Diese Auf-
wendungen stiegen 1999 um 4,4% (auf 9,1 Mrd. S), im
Jahr 2000 ist sogar mit einer Zunahme um 7,0% auf
9,7 Mrd. S zu rechnen. Der Zuwachs liegt deutlich über
jenem im Bereich der Bundesbediensteten und lässt den
großen Einfluss des Struktureffektes (möglicherweise
auch die steigende Zahl der Pensionsbezieher) erken-
nen. Diese Entwicklung im Bereich der Pensionen der öf-
fentlich Bediensteten (einschließlich Landeslehrer) er-
schwert den Defizitabbau.

Die Pensionen der (früheren) Bediensteten von Bahn und
Post erforderten 1999 34,3 Mrd. S. Für 2000 ist eine
Zunahme um 1,7% prognostiziert, deutlich weniger als
für die anderen Bereiche der Pensionsempfänger. Aller-
dings sind auch die Einnahmen aus den Beiträgen die-
ser Unternehmen leicht rückläufig, sodass sich der Saldo
des Bundes in diesem Bereich verschlechtert. Er stieg
1999 auf 23,9 Mrd. S (1998 23,3 Mrd. S) und wird
2000 24,5 Mrd. S betragen. Diese Entwicklung hängt
auch damit zusammen, dass die Zahl jener Aktiven, die
für die Berechnung der Pensionsbeiträge maßgebend
ist, zurückgeht. Vor allem im Bereich der Post wird der
Deckungsgrad spürbar geringer (1998 deckten die Pen-
sionsbeiträge des Unternehmens noch 38,1%, im Jahre
2000 hingegen nur noch 31,7% der Pensionsleistun-
gen). Das erschwert die Konsolidierung. 

In der gesetzlichen Pensionsversicherung wurden 1999
die Pensionen generell um 1,5% erhöht (Anpassungs-
faktor), für 2000 wurde die Anpassung mit 0,6% festge-
setzt. Dazu kommen Maßnahmen für die Bezieher klei-
nerer Einkommen, sodass die Erhöhung im Durchschnitt
0,9% beträgt. Der Struktureffekt und die Zunahme der
Zahl der Pensionen lassen jedoch die Ausgaben der
Pensionsversicherungen deutlich stärker steigen. Die Zu-

wachsrate betrug 1999 3,6%; für 2000 wird mit einem
Struktureffekt von 2,7% gerechnet. 

Die Maßnahmen der bereits beschlossenen
Pensionsreform sind für 2000 noch kaum
wirksam.

Der Bundesbeitrag zur Pensionsversicherung stieg 1999
auf 63,7 Mrd. S (+5,9%). Bei unveränderter Rechtslage
wäre er 2000 neuerlich höher ausgefallen. Die Maß-
nahmen der bereits beschlossenen Pensionsreform sind
jedoch für 2000 noch kaum wirksam. Daher waren
Übergangsmaßnahmen (Einmaleffekte) erforderlich. So-
wohl der Familienlastenausgleichsfonds als auch andere
Fonds sowie die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt
haben heuer insgesamt 14,3 Mrd. S an den Ausgleichs-
fonds der Pensionsversicherungen zu überweisen, wo-
durch sich der Bundesbeitrag deutlich verringert. Er ist
für heuer mit 54,9 Mrd. S präliminiert, um 13,7% nied-
riger als 1999. Die erwähnten Einmalmaßnahmen
dämpfen vor allem die Bundesbeiträge im ASVG-Be-
reich, für die Pensionsversicherung der gewerblichen
Wirtschaft und der Bauern haben sie kaum Auswirkun-
gen. In den nächsten Jahren müssten diese Einmalmaß-
nahmen durch dauerhafte Effekte der Pensionsreform
ersetzt werden.

Die Entwicklung der Ausgleichszulagen dämpft die Aus-
gabensteigerung in der Pensionsversicherung zusätzlich.
Sie erforderten 1999 10,4 Mrd. S (nach 11 Mrd. S
1998) und sinken auf 10,0 Mrd. S im Jahre 2000. 

Neben den Bundeszuschüssen fließen aus dem Bundes-
haushalt erhebliche Mittel an den Ausgleichsfonds der
Pensionsversicherungen. Sie betrugen 1999 12,9 Mrd. S
und steigen 2000 spürbar auf 16,8 Mrd. S. Diese Zah-
lungen stammen (großteils) aus der Arbeitsmarktverwal-
tung und dem Familienlastenausgleichsfonds. Sie dienen
vor allem dazu, die Aufwendungen für Ersatzzeiten abzu-
gelten. Auch diese Einmalmaßnahmen können nur als
Überbrückung angesehen werden, bis die Maßnahmen
der Pensionsreform (ab 2001) voll wirksam werden. 

Die zweite große Komponente der Transfers sind die Fa-
milienbeihilfen. Sie waren schon 1999 durch die erste
Etappe des „Familienpakets“ geprägt, das 3,0 Mrd. S
an zusätzlichen Mitteln erforderte. Der vorläufige Geba-
rungserfolg zeigt, dass diese Prognose der Mehraufwen-
dungen im Rahmen des „Familienpakets“ sehr präzise
war. Im Jahr 2000 bringt die zweite Etappe, die aus 
dem Familienlastenausgleichsfonds die Mehrkindstaffel
deckt, nochmals zusätzliche Aufwendungen von rund
3 Mrd. S. Die Familienbeihilfen sind daher im Jahre
2000 mit 38,7 Mrd. S präliminiert3). Trotz dieser zusätz-

Übersicht 8: Aufwendungen des Bundes für Pensionen
1998 1999 1999 2000
Erfolg Bundesvor- Vorläufiger Bundesvor-

anschlag Erfolg anschlag
Mrd. S

Pensionen Bundesbedienstete 31,5 34,1 32,7 34,1
Pensionen Landeslehrer 8,7 9,7 9,1 9,7
Pensionen Post 11,2 11,2 11,3 11,6
Pensionen ÖBB 22,5 22,3 22,9 23,2
Zuschüsse zur Pensionsversicherung 71,1 69,8 74,1 64,9
Überweisung an Ausgleichsfonds der 
Pensionsversicherungsträger 12,3 12,9 12,9 16,8

Summe Ausgaben 157,2 160,1 163,1 160,4

Pensionsbeiträge der Bundesbediensteten 8,2 8,3 8,2 8,3
Pensionsbeiträge Post 4,2 4,0 3,9 3,7
Pensionsbeiträge ÖBB1) 6,2 6,2 6,5 6,6
Sonstige Pensionseinnahmen 0,3 0,3 0,3 0,5

Summe Einnahmen 18,8 18,9 18,8 19,2

Nettoaufwand für Pensionen 138,4 141,2 144,3 141,2

1) Einschließlich Pensionssicherungsbeitrag.

3) Details zum „Familienpaket“ und seinen Auswirkungen: Lehner, G.,
„Familienförderung neu geregelt“, WIFO-Monatsberichte, 1998,
71(2), S. 865.
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lichen Anforderungen weist der Familienlastenaus-
gleichsfonds im Voranschlag heuer einen Überschuss
von 0,19 Mrd. S aus.

Der dritte Bereich der Transfers betrifft die Zahlungen im
Rahmen der Arbeitslosenversicherung (Arbeitslosen-
unterstützung, Notstandshilfe sowie das Karenzgeld).
Insgesamt sind diese Aufwendungen rückläufig. Sie san-
ken 1999 auf 34,2 Mrd. S (1998 35,5 Mrd. S), im Jahr
2000 ist ein weiterer Rückgang auf 31,5 Mrd. S zu er-
warten.

1999 hielten die Ausgaben für Arbeitslosenunterstüt-
zung und Notstandshilfe etwa das Niveau von 1998.
Diese Entwicklung spiegelt den 1999 bereits beobachte-
ten Rückgang der Arbeitslosigkeit wider: Die Zahl der
Arbeitslosen lag im Jahresdurchschnitt 1999 um etwa
16.000 unter dem Vorjahresniveau. Im Jahresdurch-
schnitt 2000 ist mit einer weiteren Abnahme um 25.000
zu rechnen. Die Ausgaben des Bundes sinken dadurch
kräftig von 27,4 Mrd. S (1999) auf 24,5 Mrd. S im
Bundesvoranschlag 2000. Die Verringerung der Arbeits-
losigkeit leistet damit einen gewissen Beitrag zur Budget-
konsolidierung. Zwischen Arbeitslosenunterstützung und
Notstandshilfe ist eine Verschiebung der Schwerpunkte
zu erkennen: Die Ausgaben für die Arbeitslosenunter-
stützung nehmen ab, jene für die Notstandshilfe zu. 

Für das Karenzgeld waren 1999 6,9 Mrd. S erforder-
lich, im Bundesvoranschlag 2000 sind 7,1 Mrd. S vor-
gesehen. Die Aufwendungen für das Karenzgeld werden
zu 70% aus dem Familienlastenausgleichsfonds ge-
deckt.

Die Ausgaben für das Pflegegeld erhöhten sich 1999
wieder spürbar um 4,3% auf 16,8 Mrd. S. Für 2000
sind sie mit 17,4 Mrd. S (+3,0%) präliminiert. Diese Zu-
wachsraten deuten darauf hin, dass die Zahl der An-
spruchsberechtigten steigt und die Ausgaben real aus-
geweitet werden. Offenbar ergeben sich Strukturver-
schiebungen zu höheren Pflegestufen. Die Einsparungen
der letzten Jahre wurden wieder kompensiert.

Gedämpft wird die Entwicklung der Transfers durch den
Mittelbedarf für die Kriegsopferversorgung. Er ist rück-
läufig, weil die Zahl der Leistungsbezieher abnimmt.
1999 erforderte die Kriegsopferversorgung 5,2 Mrd. S
(1998 5,5 Mrd. S), für 2000 sind 5,1 Mrd. S veran-
schlagt.

FINANZIERUNGSAUSGABEN
EINGESCHRÄNKT

Die Finanzierungsausgaben im Bundeshaushalt werden
von drei Komponenten geprägt. 

1. Zinsaufwand,

2. Transfers an andere Träger öffentlichen Rechts,

3. Zahlungen an Unternehmungen.

Auf diese drei Bereiche entfallen mehr als 95% der ge-
samten Finanzierungsausgaben. 1999 erforderten sie
mit 256,2 Mrd. S um 1,9% weniger als 1998, und für
das Jahr 2000 sind sie mit 249,0 Mrd. S präliminiert
(–2,8%). Diese Veränderungen sind allerdings großteils
durch die Rücklagenzuführungen geprägt, die zwar den
administrativen Saldo, jedoch nicht jenen laut VGR be-
einflussen. 1999 wurden 9,2 Mrd. S den Rücklagen zu-
geführt (1998 15,0 Mrd. S). In den Voranschlägen sind
in der Regel keine Rücklagenzuführungen vorgesehen,
weil sie sich erst aus dem Vollzug ergeben. Das gilt auch
für das Jahr 2000 (ohne Rücklagengebarung wären die
Finanzierungsausgaben 1999 um 0,3% gestiegen und
im Voranschlag 2000 um 0,8%). Dennoch zeigt sich,
dass die Tendenz der vergangenen Jahre, wonach der
Bundeshaushalt immer stärker zu einem Finanzierungs-
haushalt wird, 1999/2000 zumindest zum Stillstand ge-
kommen ist.

Die wichtigste Komponente der Finanzierungsausgaben
sind die Aufwendungen für die Zinsen. Hier werden je-
doch auch die Zinszahlungen für jene Kredite verrech-
net, die der Bund für andere Rechtsträger aufnimmt und
die vollständig ersetzt werden und daher saldenneutral
wirken. 1999 betrugen diese Zinsausgaben 3,5 Mrd. S,
für 2000 sind bereits 4,2 Mrd. S veranschlagt. Diesen
Ausgaben stehen allerdings gleich hohe Einnahmen
gegenüber. 

Gesondert zu betrachten sind auch die Zinsen im Zu-
sammenhang mit den Währungstauschverträgen, weil
sie ebenfalls (großteils) durch entsprechende Einnahmen
gedeckt sind. 1999 waren rund 9,4 Mrd. S an Zinszah-
lungen durch Einnahmen gedeckt. Im Jahr 2000 wer-
den im Zusammenhang mit Währungstauschverträgen
Zinsausgaben von 11,1 Mrd. S erwartet. Netto betrug
somit der Aufwand für die Zinsen 1999 95,5 Mrd. S
und wird 2000 99,5 Mrd. S ausmachen; ein Teil davon
entfällt auf die Verzinsung der kurzfristigen Verbindlich-
keiten, die im Kapitel 51 verrechnet werden.

Die Ausgaben für die Zinsen werden gegenwärtig aus-
schließlich durch die Mengenkomponente (die Zu-
nahme der Finanzschuld) bestimmt. Die Finanzschuld
stieg 1998 um 77 Mrd. S und 1999 um 117 Mrd. S.
Die Preiskomponente (der durchschnittliche Zinssatz) ist

Übersicht 9: Ausgaben zur Finanzierung
1998 1999 1999 2000
Erfolg Bundesvor- Vorläufiger Bundesvor-

anschlag Erfolg anschlag
Mrd. S

Finanzschuldzinsen 102,3 103,7 108,3 114,8
Transfers an Träger öffentlichen Rechtes 95,0 89,9 95,3 89,5
Transfers an Unternehmungen 31,7 38,5 31,1 34,0
Darlehensgewährung 0,3 0,5 0,3 0,5
Erwerb von Wertpapieren und 
Beteiligungen 9,6 1,7 3,9 1,2
Zuführung an Rücklagen 15,0 0,1 9,2 0,0
Sonstige 7,4 8,1 8,0 9,0

Insgesamt 261,1 242,5 256,2 249,0
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hingegen in den letzten Jahren gesunken (von 5,7%
1998 auf 5,4% 1999), im Jahr 2000 ist mit keinem An-
stieg zu rechnen. Der durchschnittliche Zinssatz der ös-
terreichischen Finanzschuld lag 1999 deutlich unter
dem Durchschnitt der Euro-Länder von 6,0%.

Die Zunahme der Aufwendungen für Zinsen
und die Verschlechterung der Zinsen-Netto-
steuerquote sind wichtige Indikatoren für die
Notwendigkeit der Budgetkonsolidierung.

Ein wichtiger Indikator für den Budgetspielraum ist das
Verhältnis von Nettosteuereinnahmen zu Finanzschuld-
zinsen. In den Jahren 1995/1998 hat sich dieses Ver-
hältnis spürbar gebessert. 1999 verschlechterte sich die
Quote jedoch, sie stieg auf 22,0% (1998 20,3%). Für
2000 wird ein weiterer leichter Anstieg auf 22,6% er-
wartet, weil die Steuereinnahmen durch die Steuerre-
form gedämpft sind. Die Zunahme der Aufwendungen
für Zinsen und die Verschlechterung der Zinsen-Netto-
steuerquote sind wichtige Indikatoren für den Konsoli-
dierungsbedarf im Bundeshaushalt.

Ein maßgeblicher Bereich der Finanzierungsausgaben
sind die Transfers an andere Träger öffentlichen Rechts,
insbesondere die Gebietskörperschaften. Der Bund
überwies an die anderen Gebietskörperschaften (ohne
Personalaufwandsersätze für die Landeslehrer) 1999
95,3 Mrd. S (etwa gleich viel wie 1998). Im Voran-
schlag 2000 sind diese Transfers auf 89,5 Mrd. S redu-
ziert.

Der Bund finanziert Aufgaben anderer Rechtsträger in
einem erheblichen Ausmaß. Allerdings zeigt sich nun-
mehr eine gewisse Zurückhaltung. Die Ausgaben für die
Wohnbauförderung stagnieren bei 25 Mrd. S (Zweckzu-
schüsse und Sonderwohnbauprogramm). Die Bedarfs-
zuweisungen gemäß § 21a Finanzausgleichsgesetz, die
nicht zweckgebunden sind, stiegen zwar 1999 noch auf
8,2 Mrd. S (1998 7,8 Mrd. S), werden aber im laufen-
den Jahr durch die Auswirkungen der Steuerreform (weil
sie aus dem Aufkommen der einkommensabhängigen
Steuern und des Wohnbauförderungsbeitrags errechnet

werden) gedämpft. Sie sind für 2000 kaum höher ver-
anschlagt als 1998.

Wachsende Bedeutung für den Bundeshaushalt erhält
die Krankenanstaltenfinanzierung. Diese Ausgaben ent-
wickeln sich in den letzten Jahren sehr dynamisch, und
der Bund ist stärker als früher in die Krankenanstaltenfi-
nanzierung eingebunden. Die Position setzt sich aus den
Abgeltungen des klinischen Mehraufwands (an die Uni-
versitätskliniken), den Zweckzuschüssen nach dem Kran-
kenanstaltengesetz, den Zuschüssen aus Umsatzsteuer-
anteilen sowie aus den Beihilfen zusammen, die gemäß
dem Gesundheits- und Sozialbeihilfengesetz getätigt
werden (ihnen stehen allerdings Einnahmen aus der
Umsatzsteuer gegenüber, sie wirken daher saldenneu-
tral). Insgesamt gab der Bund für die Krankenanstalten
1999 17,8 Mrd. S aus (1998 16,7 Mrd. S). Für 2000
wird mit einem leichten Rückgang auf 17,5 Mrd. S ge-
rechnet. 

Überdies leistet der Bund Zuschüsse zur Finanzierung
des Nahverkehrs, für energiesparende und umweltscho-
nende Maßnahmen sowie für die Theaterförderung und
die Landwirtschaft (0,2 Mrd. S). Diese Zuschüsse sind
zweckgebunden.

Der Bund hilft zudem den finanzschwachen Ländern und
Gemeinden durch ungebundene Transfers (Ertragsantei-
lekopfquoten-Ausgleich, Zuschüsse für die Finanzkraft-
stärkung der Gemeinden). Diese Zahlungen stagnieren
– sie betrugen 1999 insgesamt 2,47 Mrd. S und sind für
2000 in etwa gleicher Höhe veranschlagt (2,45 Mrd. S).
Die Ausgaben für die sonstigen Träger öffentlichen
Rechts (insbesondere Fonds) sind teils durch die Über-
schüsse des Familienlastenausgleichsfonds geprägt.
1999 betrugen sie 6,2 Mrd. S, während für 2000 nur
0,19 Mrd. S veranschlagt sind.

Die Transfers an Unternehmungen sind vor allem von
drei Faktoren geprägt:

1. den Zuschüssen an die ÖBB,

2. Zahlungen für Haftungen im Rahmen der Exportför-
derung und

3. die Ausgaben für die Landwirtschaft.

Abbildung 3: Finanzschuldzinsen in % der
Nettosteuereinnahmen

Übersicht 10: Zahlungen an andere Gebietskörperschaften
1998 1999 1999 2000
Erfolg Bundesvor- Vorläufiger Bundesvor-

anschlag Erfolg anschlag
Mrd. S

Ersätze für Personalaufwand und
Pensionen der Landeslehrer 44,1 45,4 46,4 47,8
Wohnbauförderung 25,0 25,0 24,9 25,0
Bedarfszuweisungsmittel gemäß
§ 21a FAG 7,8 7,9 8,2 7,9
Krankenanstaltenfinanzierung 16,7 16,3 17,8 17,5
Transfers an Gemeinden 3,0 3,4 2,9 3,2
Sonstige Transfers an Gebietskörper-
schaften 11,3 10,3 10,4 10,0

Insgesamt 107,7 108,4 110,7 111,3
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Die Ausgaben an die ÖBB betreffen vor allem Zu-
schüsse für die Eisenbahninfrastruktur und die Abgel-
tung gemeinwirtschaftlicher Leistungen. Auch die Privat-
bahnen und die Telekom Austria erhalten Abgeltungen
für gemeinwirtschaftliche Leistungen. Insgesamt betru-
gen die Zahlungen an die ÖBB 1999 34,6 Mrd. S
(1998 36,9 Mrd. S), für 2000 sind sie auf 34,1 Mrd. S
reduziert, wobei die Zahlungen für die Infrastruktur zu-
rückgenommen werden. Die Abgeltung für gemeinwirt-
schaftliche Leistungen bleibt annähernd konstant. Die
Transfers an die Privatbahnen und die Post sind gegen-
über 1999 ebenfalls weitgehend unverändert.

Im Rahmen der Zahlungen an Unternehmungen sind die
Aufwendungen für Haftungen der wichtigste Faktor; sie
werden im Rahmen des Bundesvoranschlags 2000
sprunghaft erhöht (11,2 Mrd. S; 1999 5,6 Mrd. S,
1998 5,0 Mrd. S). Die Förderungen für die Landwirt-
schaft werden zu einem erheblichen Teil von der EU fi-
nanziert und sind daher saldenneutral. Sie betrugen
1999 16,7 Mrd. S, für 2000 sind sie mit 16,1 Mrd. S
präliminiert. Der Großteil dieser Mittel dient der Förde-
rung der Produktion (insbesondere Ackerkulturen und
Zucker), eine erhebliche Rolle spielen ferner die Zu-
schüsse für die Entwicklung des ländlichen Raumes. Da-
neben wendet der Bund Förderungsmittel für die tieri-
sche Produktion und für Ausfuhrerstattungen auf. 

Die traditionellen Förderungen an die Unternehmen
(Zinsenzuschüsse usw.) verlieren hingegen an Bedeu-
tung. Hier zeichnet sich eine Umschichtung zur Techno-
logieförderung ab.

Eine deutlich geringere Rolle spielen jene Aufwendun-
gen des Bundes, die im Zusammenhang mit dem Er-
werb von Finanzvermögen stehen. 1998 gab der Bund
noch 9,9 Mrd. S für den Erwerb von Beteiligungen und
Wertpapieren sowie die Gewährung von Darlehen aus,
1999 nur noch 4,2 Mrd. S, und für 2000 sind für diese
Aktivitäten nur 1,7 Mrd. S vorgesehen. Allerdings ver-
bessert der Rückgang dieser Ausgaben den „Maas-
tricht“-Saldo nicht, weil sie dort nicht berücksichtigt wer-
den.

EINNAHMEN DURCH STEUERREFORM
GEPRÄGT

Die Steuern sind die wichtigste Finanzierungsquelle der
öffentlichen Haushalte und auch des Bundes. Sie brin-
gen rund zwei Drittel der Einnahmen des Bundes, rund
ein Sechstel entfällt auf die steuerähnlichen Einnahmen
und knapp 20% auf die sonstigen Einnahmen.

Die Steuern erbrachten 1999 brutto 669,8 Mrd. S. Das
war zwar etwas weniger als 1998 (670,2 Mrd. S), doch
war das Ergebnis 1998 durch einen Einmaleffekt im Be-
reich der Nebenansprüche (Umstellung in der zeitlichen
Verrechnung der Steuerguthaben) um 13,6 Mrd. S ver-

zerrt. Ohne diesen Effekt wären die Steuereinnahmen
1999 im Vorjahresvergleich um 1,8% gestiegen, deut-
lich schwächer als das nominelle Bruttoinlandsprodukt.
Die Bruttosteuerquote sank daher 1999 auf 24,9%
(1998 25,1%). 

Die Steuerquote sinkt im Jahr 2000 weiter
auf 24,2%, den geringsten Wert seit 1996.

Im Jahr 2000 werden Steuereinnahmen von
684,7 Mrd. S erwartet; davon entfallen 1,2 Mrd. S auf
die Verrechnung der Steuerguthaben. Bereinigt beträgt
das Steueraufkommen somit 683,5 Mrd. S, das ent-
spricht einer Zunahme von 2,0%. Die Steuerquote sinkt
daher im Jahre 2000 weiter auf 24,2%, den geringsten
Wert seit 1996. 

Diese Verringerung ist einerseits auf die Steuerreform
2000 und andererseits auf die zweite Etappe des „Fami-
lienpakets“ zurückzuführen. Neben diesen beiden um-
fangreichen diskretionären Maßnahmen dürfte auch der
Wegfall der erhöhten Vorauszahlung in der Einkommen-
steuer und Körperschaftsteuer heuer die Steuereinnah-
men dämpfen. Andererseits wurden im Jahr 2000 be-
reits Maßnahmen beschlossen, die zusätzliche Einnah-
men bringen (Anhebung der motorbezogenen Versiche-
rungssteuer, der Abgabe auf elektrische Energie, der Ta-
baksteuer und verschiedener Gebühren). Diese Maß-
nahmen zusammen erhöhen die Abgabenquote heuer
um knapp 0,3 Prozentpunkte.

Die Steuern vom Einkommen brachten 1999 mit
317,0 Mrd. S um 0,5% geringere Einnahmen als 1999.
Für 2000 ist ein weiterer Rückgang um 0,7% auf
314,7 Mrd. S zu erwarten. 1999 schmälerten die veran-
lagte Einkommensteuer und auch die Kapitalertrag-
steuer auf Zinsen das Aufkommen stark. Der Effekt der
hohen Vorauszahlungen der Jahre 1996/97 dämpfte
das Aufkommen an Einkommensteuer und Körper-
schaftsteuer 1999 zusätzlich. Im Jahr 2000 verringert
der Wegfall der zusätzlichen Vorauszahlungen von 5%
die Einnahmen. Die Verlagerung von Freibetragsbe-
scheiden zur Arbeitnehmerveranlagung beeinflusst über-

Übersicht 11: Einnahmen in ökonomischer Gliederung
1998 1999 1999 2000
Erfolg Bundesvor- Vorläufiger Bundesvor-

anschlag Erfolg anschlag
Mrd. S

Steuern (netto) 460,2 456,9 449,7 458,3
Steuerähnliche Einnahmen 108,6 111,0 113,8 115,3
Sonstige 127,2 115,6 140,7 138,9

Insgesamt 696,1 683,5 704,2 712,4

In % der Gesamteinnahmen

Steuern (netto) 66,1 66,8 63,9 64,3
Steuerähnliche Einnahmen 15,6 16,2 16,2 16,2
Sonstige 18,3 16,9 20,0 19,5

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0
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dies die Einkommensteuereinnahmen zugunsten der
Lohnsteuer. Das Aufkommen der Kapitalertragsteuer auf
Zinsen ist durch das sinkende Zinsniveau geprägt. Der
Wegfall der Gewerbesteuer bedeutet ebenfalls eine
Dämpfung der Einnahmen.

Die Lohnsteuereinnahmen stiegen 1999 hingegen trotz
der Auswirkungen der ersten Etappe des Familienpakets,
die etwa 2,2 Mrd. S erforderte, kräftig auf 203,0 Mrd. S
(+4,8%). Für das laufende Jahr sieht der Voranschlag
Einnahmen von 194,0 Mrd. S vor. Das wäre ein Rück-
gang um 4,4%, der durch die Steuersenkung und die
zweite Etappe des „Familienpakets“ zu erklären ist. Der
Anteil der Lohnsteuer am Masseneinkommen erreichte
1999 mit 12,2% einen Höchstwert und wird durch die
Steuerreform im laufenden Jahr auf 11,2% reduziert,
den niedrigsten Wert seit 1997. Die Lohnsteuereinnah-
men sind durch die oben erwähnten Umschichtungen
zwischen Arbeitnehmerveranlagung und Freibetragsbe-
scheiden positiv beeinflusst.

Die Einnahmen aus Steuern vom Aufwand und Ver-
brauch werden von der Umsatzsteuer geprägt. Sie
brachte 1999 227,0 Mrd. S, mehr als ein Drittel des
gesamten Steueraufkommens. In diesem Betrag sind
14,9 Mrd. S enthalten, die aufgrund des GSBG an die
Zahler zurückfließen. Im Jahr 2000 wird eine Zunahme
des Umsatzsteueraufkommens auf 235,9 Mrd. S erwar-
tet. Die Zuwachsrate von 3,9% liegt etwas unter jener
des privaten Konsums. Die Aufkommenselastizität der
Umsatzsteuer liegt im laufenden Jahr leicht unter 1.

Die Einnahmen aus den anderen Steuern vom Aufwand
und Verbrauch entwickeln sich recht unterschiedlich.
1999 brachten vor allem die Normverbrauchsabgabe

(NoVA), die Mineralölsteuer und die Tabaksteuer erhebli-
che Einnahmenzuwächse, während die Versicherungs-
steuern und auch die Energieabgabe stagnierten. Die
Einnahmen aus Gebühren waren im Vorjahr sogar deut-
lich rückläufig. Insgesamt erhöhte sich das Aufkommen
an den sonstigen Aufwands- und Verbrauchsteuern (ohne
Umsatzsteuer) um 1,8%, wesentlich schwächer als das
nominelle BIP; die Steuerquote wurde damit gedämpft. 

Im laufenden Jahr ändert sich das Bild: Die Anhebung
der motorbezogenen Versicherungssteuer (um durch-
schnittlich rund 50%), der Abgabe auf elektrische Ener-
gie (um 10 g je kWh) sowie der Tabaksteuer lässt heuer
Mehreinnahmen von insgesamt rund 7 Mrd. S erwarten
(diese Maßnahmen traten großteils mit 1. Juni 2000 in
Kraft). Die Einnahmen aus den Aufwands- und Ver-
brauchsteuern (ohne Umsatzsteuer) fallen dadurch um
7,8% höher aus als 1999. Die Mehreinnahmen aus der
Anhebung der Biersteuer und der Alkoholsteuer fließen
allerdings den Gemeinden als (teilweiser) Ersatz für die
Abschaffung der Getränkesteuer zu. 

Die Steuern vom Vermögen und auf Einfuhren spielen
im österreichischen Steuersystem nur eine geringe Rolle;
die Einnahmen aus Einfuhrsteuern fließen großteils an
den EU-Haushalt (vermindert um eine Einhebungsvergü-
tung).

Vom Bruttoaufkommen an Steuern erhalten die Länder
und Gemeinden Ertragsanteile, die aufgrund der Auftei-
lungsschlüssel des Finanzausgleichs errechnet werden.
Weiters werden Anteile und Abgeltungen an Fonds so-
wie der Beitrag Österreichs an den EU-Haushalt abge-
zogen. 1999 stiegen die Ertragsanteile und auch der
EU-Beitrag stärker als das Bruttosteueraufkommen. Die
dem Bund verbleibenden Steuereinnahmen waren da-
her 1999 mit 449,7 Mrd. S geringer als 1998 (aller-
dings durch die erwähnten Verzerrungen aus der Um-
stellung in der Verrechnung der Steuerguthaben). Ohne
diese Verzerrung wären die Nettoeinnahmen des Bundes
1999 geringfügig höher gewesen als 1998.

Im Jahre 2000 steigen zwar die Ertragsanteile und
Überweisungen schwächer als das Bruttoaufkommen,

Übersicht 12: Steuereinnahmen
1998 1999 1999 2000
Erfolg Bundesvor- Vorläufiger Bundesvor-

anschlag Erfolg anschlag
Mrd. S

Steuern vom Einkommen 318,5 321,9 317,0 314,7
Veranlagte Einkommensteuer 41,5 42,0 39,8 41,0
Lohnsteuer 193,7 198,0 203,0 194,0
Körperschaftsteuer 52,1 48,0 44,7 48,0
Kapitalertragsteuer I und II 26,7 30,0 25,2 27,5
Sonstige 4,6 3,9 4,2 4,2

Steuern vom Aufwand und Verbrauch 324,7 342,9 337,4 354,9
Umsatzsteuer 216,2 233,0 227,0 235,9
Normverbrauchsabgabe 5,4 5,9 6,0 6,0
Mineralölsteuer 35,6 35,0 37,1 37,5
Tabaksteuer 15,1 15,5 15,9 16,8
Steuern auf alkoholische Getränke 3,6 3,9 3,5 3,9
Gebühren 11,9 10,5 10,3 10,7
Versicherungssteuer 10,0 10,5 10,0 9,9
Motorbezogene Versicherungssteuer 9,8 10,0 9,9 13,5
Energiesteuer 5,5 6,5 5,6 7,8
Sonstige 11,7 12,1 12,1 13,0

Steuern vom Vermögen 9,0 8,8 9,3 9,6
Steuern auf Einfuhren 3,3 3,5 3,4 3,1
Nebenansprüche und Resteingänge 14,7 4,0 2,7 2,4

Insgesamt brutto 670,2 681,1 669,8 684,7

− Überweisungen an andere Rechtsträger −183,8 −192,7 −191,0 −193,9
− Beitrag zur EU − 26,2 − 31,5 − 29,2 − 32,5

Insgesamt netto 460,2 456,9 449,7 458,3

Abbildung 4: Lohnsteuer in % des Masseneinkommens



BUDGETPOLITIK

WIFO 613MONATSBERICHTE 10/2000

der EU-Beitrag ist aber mit 32,5 Mrd. S um mehr als
11% höher veranschlagt als 1999. Die Nettosteuerein-
nahmen des Bundes sind im Voranschlag mit
458,3 Mrd. S ausgewiesen, um 1,9% höher als 1999.
Insgesamt nehmen die Steuereinnahmen des Bundes so-
wohl 1999 als auch 2000 deutlich langsamer zu als das
nominelle Bruttoinlandsprodukt.

Die steuerähnlichen Einnahmen sind für verschiedene
Aufgaben zweckgebunden. Sie werden von der Entwick-
lung der Dienstgeberbeiträge zum Familienlastenaus-
gleichsfonds und der Arbeitslosenversicherungsbeiträge
geprägt. Diese beiden Abgaben sind großteils von der
Lohn- und Gehaltssumme abhängig. 1999 brachten die
steuerähnlichen Einnahmen insgesamt 113,8 Mrd. S,
um 4,8% mehr als 1998. Sie stiegen damit deutlich stär-
ker als die Lohn- und Gehaltssumme, obwohl die Sätze
und die Bemessungsgrundlagen unverändert blieben.
Die hohe Zunahme ist auf Einnahmen im Zusammen-
hang mit der Siedlungswasserwirtschaft zurückzuführen,
die nunmehr ebenfalls den steuerähnlichen Einnahmen
zugerechnet werden. Sowohl der Dienstgeberbeitrag
zum Familienlastenausgleichsfonds als auch die Arbeits-
losenversicherung entwickeln sich proportional zur
Lohn- und Gehaltssumme. Für 2000 scheinen aller-
dings die Einnahmen aus dem Dienstgeberbeitrag sehr
vorsichtig geschätzt.

Die sonstigen Einnahmen des Bundeshaushalts sind sehr
heterogen und stark von Einmaleffekten geprägt. Das gilt
insbesondere für 1999: Die sonstigen Einnahmen brach-
ten insgesamt 140,7 Mrd. S, um 10,6% mehr als 1998;
ein erheblicher Teil dieser Zunahme ist allerdings auf
Rücklagenentnahmen zurückzuführen (1998 4,1 Mrd. S,
199912,0 Mrd. S). Die hohen Mehreinnahmen aus Kos-
tenersätzen – großteils aus rückersetzten Ausgaben im
Rahmen der Sozialversicherung (5,1 Mrd. S) – sind als
Einmaleffekte anzusehen. Erhebliche Mehreinnahmen
stammen aus Zinsen, denen jedoch Mehrausgaben
gegenüberstehen. 

Im Jahr 2000 ist mit geringeren sonstigen Einnahmen
als 1999 zu rechnen. Das hängt teils mit einer Abnahme
der Rücklagenentnahmen zusammen, die mit
7,5 Mrd. S präliminiert sind. Auch die Kostenersätze

sind nach dem kräftigen Anstieg im Vorjahr für das lau-
fende Jahr geringer veranschlagt, vor allem weil die zu
ersetzenden Ausgaben niedriger sind. Andererseits neh-
men die Einnahmen aus Liegenschaftsverkäufen zu (sie
sind mit mehr als 5 Mrd. S für 2000 präliminiert; 1999
1,4 Mrd. S).

UMSTELLUNG IN DER FINANZ-
SCHULDENDARSTELLUNG

Ab 1999 erfolgen erhebliche Umstellungen in der Struk-
tur der Finanzschuld, weil die Darstellung jener Kredite,
die in Währungen der Euro-Länder aufgenommen wur-
den (DM, französische Franken, niederländische Gul-
den) mit den Schillingschulden zusammen als Schulden
in heimischer Währung ausgewiesen werden. Lediglich
Schulden in Währungen von Nicht-Euro-Ländern gelten
nunmehr als Fremdwährungsschulden. Dadurch ändern
sich die Relationen im Vergleich zu früheren Jahren je-
doch erheblich. Der Anteil der Fremdwährungsschuld an
der Gesamtschuld des Bundes ist daher ab 1999 nicht
mehr unmittelbar mit den Vorjahren vergleichbar.

Der Bund nahm 1999 229,2 Mrd. S zur Finanzierung
des (Brutto-)Abgangs auf. Die Tilgungen der Finanz-
schuld betrugen 137,9 Mrd. S. Der Bund deckte seinen
Finanzbedarf im Jahr 1999 zu mehr als 92% in Euro
und zu 8% in Fremdwährungen. Der überwiegende Teil
der Kreditaufnahmen erfolgten in titrierter Form. Der An-
teil der Anleihen (in Euro und in Fremdwährung) stieg
dadurch von 72,3% (Ende 1998) auf 76,9% (1999).
Die anderen titrierten Schuldformen (Schatzscheine,
Obligationen), aber vor allem die nicht titrierten Kredite
(Bankdarlehen, Versicherungsdarlehen) verloren hinge-
gen weiter an Bedeutung. 

Der durchschnittliche Zinssatz der Finanzschuld sank
von 5,7% 1998 auf 5,4% 1999; die Euro-Schulden wa-
ren mit 5,6% höher verzinst als jene in Fremdwährung
(4,2%). 

Übersicht 13: Sonstige Einnahmen
1998 1999 1999 2000
Erfolg Bundesvor- Vorläufiger Bundesvor-

anschlag Erfolg anschlag
Mrd. S

Kostenersätze 13,4 13,2 19,7 17,2
Einkommen aus Besitz und Unternehmung 35,2 21,7 39,7 43,0
Transfers von Trägern öffentlichen Rechtes 12,8 7,1 5,2 3,3
Transfers von Unternehmungen 32,8 35,3 32,9 35,4
Transfers von privaten Haushalten 10,8 10,8 11,1 11,5
Transfers aus dem Ausland 16,5 14,3 16,7 15,0
Verkäufe von Beteiligungen 0,2 3,0 0,0 0,1
Rücklagenentnahme 4,1 4,9 12,0 7,5
Übrige 1,5 5,3 3,3 5,8

Insgesamt 127,2 115,6 140,7 138,9

Übersicht 14: Entwicklung der Finanzschuld
Stand 31. Dezember Stand 31. Dezember 1998/99

1998 1999
Mrd. S In % der Ge- Mrd. S In % der Ge- Verände-

samtsumme samtsumme rung
in %

Euro-Schuld 1.384,5 88,0 1.458,8 86,3 + 5,4
Anleihen 972,0 61,8 1.097,6 64,9 + 12,9
Bundesobligationen 22,5 1,4 17,8 1,1 − 20,9
Schatzscheine 105,0 6,7 84,5 5,0 − 19,6
Versicherungsdarlehen 136,0 8,6 129,1 7,6 − 5,1
Bankendarlehen 148,3 9,4 126,5 7,5 − 14,7
Sonstige 0,6 0,0 3,3 0,2 +411,6

Fremdwährungsschuld insgesamt 188,4 12,0 231,4 13,7 + 22,8
Anleihen 165,3 10,5 203,1 12,0 + 22,9
Schuldverschreibungen 9,6 0,6 11,0 0,7 + 15,0
Auslandskredite 13,5 0,9 17,3 1,0 + 27,6

Insgesamt 1.572,9 100,0 1.690,3 100,0 + 7,5
Ohne Eigenbesitz des Bundes 1.535,7 97,6 1.623,4 96,0 + 5,7

Q: Staatsschuldenausschuss, Bericht über die Finanzschuld des Bundes 1999.
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Die Finanzschuld des Bundes betrug Ende 1999
1.623,4 Mrd. S (ohne Eigenbesitz). Sie stieg damit im
Jahr 1999 um 87,7 Mrd. S. Der Schuldenstand erhöhte
sich im Vorjahr nicht nur durch Kreditaufnahmen zur Be-
deckung des Abgangs (im allgemeinen Haushalt), son-
dern auch durch Kursverluste, insbesondere im Bereich
der Yen-Schulden. Diese vergrößerten die Finanzschuld
im Vorjahr um fast 30 Mrd. S; allerdings sind diese
Kursverluste ausschließlich buchmäßige Vorgänge und
beeinflussen den Budgetsaldo nur im Rahmen der Zin-
senzahlungen. Der Eigenbesitz des Bundes an Schuldti-
teln nimmt stark zu (Ende 1998 betrug er 37,2 Mrd. S,
Ende 1999 hingegen bereits 66,9 Mrd. S).

DAS MITTELFRISTIGE BUDGET-
PROGRAMM

Die Bundesregierung hat gemäß § 12 BHG spätestens
sechs Monate nach Amtsantritt ein Budgetprogramm für
die Legislaturperiode vorzulegen. Sie ist dieser Bestim-

mung im Juli nachgekommen. Das Programm sieht vor,
dass bis 2002 das gesamtstaatliche Defizit vollständig
abgebaut wird („Nulldefizit“). Wenngleich keine konkrete
Aufteilung der Salden zwischen den Gebietskörperschaf-
ten im Programm vorgesehen ist, hat sich doch die Ab-
sicht herausgebildet, dass die Länder und Gemeinden ei-
nen Überschuss von etwa 1% des Bruttoinlandsproduktes
erbringen. Das würde für den Bund einen Abgang in
höchstens gleicher Höhe bedeuten. Allerdings wurde
diese Aufteilung noch nicht beschlossen. 

Übersicht 15: Konsolidierungspfad 2000/2002
2000 2002
In % des Bruttoinlandsproduktes

Einnahmen des Bundes 25,7 25,4
Steuern (netto) 16,4 17,2
Sonstige Einnahmen 9,3 8,2

Ausgaben des Bundes 27,7 26,4

Saldo Bund − 2,0 − 1,0
Saldo übriger öffentlicher Sektor + 0,4 + 1,0
Saldo Gesamtstaat − 1,6 ± 0,0

Austria’s budget policy is focused on the goal of
achieving a balanced household for the general gov-
ernment by the year 2002. This goal includes the
states (Länder) and communities and thus requires in-
tense co-operation between territorial authorities.

The reasons for a balanced household are, on the one
hand, the wish to safeguard the inter-generation „con-
tract“ and, on the other hand, to secure some leeway
for future budgets and to strengthen Austria as a busi-
ness location. 

The study analyses government household manage-
ment in 1999 and the budget for 2000. Both budgets
provide keystones for mid-range budget policy. At
present, budget policy is strongly focused on issues of
balance rather than structure. In 1999, the total state
deficit was 2.1 percent of GDP. The Länder and com-
munities achieved a surplus of 0.3 percent of GDP,
whereas the Federal government produced a deficit of
2.4 percent.

For 2000, the budget projects a loss of 2.2 percent of
GDP (by the national accounts concept), while the
other territorial governments are assumed to have a
surplus of 0.5 percent. Accordingly, the total loss will
be 1.7 percent of GDP.

Revenues in 1999 rose at a lower rate than GDP, a trend
that will continue this year. The tax reform and the sec-
ond stage of the „family package“ will dampen federal
revenues in 2000. The revenue quota, still at 26.7 per-
cent in 1998, will decline to 25.2 percent in 2000. The
expenditure quota declined even more sharply from
29.2 percent in 1998 to 27.2 percent in 2000.

The decline of the expenditure quote applies across the
board to all components with the exception of debt in-
terest payments. Expenditure on interest payments rises
faster than GDP (from 3.9 percent in 1998 to 4.1 per-
cent in 2000). This trend makes it abundantly clear
that new debt must be scaled down and interest pay-
ments reduced.

Other areas also show interesting trends: the propen-
sity to invest is falling off and, remarkably, social ex-
penditure is rising at a lower rate. However, the de-
crease in the federal contribution to the pension insur-
ance system in 2000 is due mainly to „once-only ef-
fects“, which need to be replaced by the effects of the
pension reform as of 2001.

Compared to former years, the Federal government is
exercising more restraint not only with respect to social
expenditure but also regarding transfers to other public
organisations and enterprises. 

Funding of the Federal budget depends on tax yields,
which are growing at a weaker rate than GDP due to
the tax reform. Revenues from wage tax this year will
decline to 11.2 percent, the lowest value since 1997.

For the goal of a balanced overall household to be ac-
complished in 2002, and provided that the other terri-
torial authorities achieve a surplus of about ATS 30 bil-
lion (1 percent of GDP), and also provided that the in-
creased yield from the tax measures effective as of the
start of 2001 will accrue exclusively to the Federal gov-
ernment, it would be necessary for the latter to reduce
its expenditure quota by another 1.3 percentage points
by 2002.

Mid-term Perspectives of the Austrian Budget Policy – Summary
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Der Weg zum „Nulldefizit“ ist bisher nur grob skizziert.
Die Wirkungen der Erreichung eines Nulldefizits können
nur anhand globaler Quoten aufgezeigt werden, wobei
der Bundesvoranschlag 2000 als Ausgangsbasis dient:

Die Steuereinnahmen werden bei gegebener Rechtslage
in den nächsten Jahren im Jahresdurchschnitt um etwa
3,8% zunehmen. Diese Steigerung bleibt unter der des
Bruttonlandsproduktes und würde bedeuten, dass die
Steuerquote in den nächsten Jahren leicht sinkt. Unter
der Annahme einer zur Lohn- und Gehaltsentwicklung
proportionalen Ausweitung der steuerähnlichen Einnah-
men und einer leichten Verringerung der sonstigen Ein-
nahmen gegenüber 2000 (bereinigt um alle Einmalef-
fekte) ergäbe sich eine Zunahme der Gesamteinnah-
men von etwa 2,1%. Die Einnahmenentwicklung wäre
demnach deutlich schwächer als jene des Bruttoinlands-
produkts. 

Wenn man von einem Nulldefizit für 2002 ausgeht,
dann dürfen die Gesamtausgaben in diesem Jahr nur so
hoch sein wie die Einnahmen. Die Ausgaben müssten
dann im Jahr 2002 gegenüber 2000 um rund
30 Mrd. S reduziert werden. Da gleichzeitig aber in eini-
gen Bereichen Struktureffekte wirken (Personalaufwand,
Pensionen), verschiedene zweckgebundene Einnahmen
(bei unveränderter Rechtslage) entsprechende Ausgaben
erfordern (etwa im Familienlastenausgleichsfonds oder
in der Arbeitslosenversicherung), die Zinsausgaben wei-
ter steigen und verschiedene Ausgaben von den Steuer-
einnahmen bestimmt werden, ergeben sich bis 2002 im

Vergleich mit 2000 zusätzliche Ausgaben, die den Kon-
solidierungsbedarf zusätzlich um etwa 70 Mrd. S erhö-
hen. Die Wirkung jener Einmalmaßnahmen, die im
Jahre 2000 ergriffen wurden und etwa den Bundesbei-
trag zur Pensionsversicherung dämpften, fällt dabei spä-
testens 2002 weg.

Daraus ergibt sich unter der Annahme, dass im Jahre
2002 ein ausgeglichener Gesamthaushalt erzielt wer-
den soll, insgesamt ein Konsolidierungsbedarf von rund
100 Mrd. S. 

Wenn die Länder und Gemeinden im Jahre 2002 einen
Überschuss von knapp 1% des BIP erzielen, könnte der
Bund ein Defizit von 30 Mrd. S zulassen. Die Ausgaben
müssten dann bis 2002 auf Basis 2000 konstant gehal-
ten werden – die Struktureffekte und die zusätzlichen
Zinsaufwendungen könnten nicht gedeckt werden. Da-
her sieht das Konsolidierungsprogramm zusätzliche Aus-
gabeneinsparungen (im Bundeshaushalt) von rund
40 Mrd. S und zusätzliche Einnahmen von knapp
30 Mrd. S vor.

Unter der Annahme, dass diese zusätzlichen Einnahmen
ausschließlich dem Bund verbleiben, erhöhen sich seine
Steuereinnahmen bis 2002 im Jahresdurchschnitt um
6,7%. Das übersteigt das prognostizierte Wachstum des
BIP deutlich, die Abgabenquote würde somit um knapp
1 Prozentpunkt zunehmen. Die Ausgabenquote hinge-
gen würde um 1,3 Prozentpunkte sinken (von 27,7% im
Jahr 2000 auf 26,4% im Jahr 2002).
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